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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ende Jahr beschloss der Bundesrat zwei Strategien: eine nationale Demenzstrategie
2014 bis 2017 sowie eine nationale Strategie bezüglich nichtübertragbarer Krankheiten.
Aufgrund der demografischen Bevölkerungsentwicklung und des steigenden Anteils
älterer Menschen werden die Demenzerkrankungen in der Schweiz weiter zunehmen
und sich zu einer zentralen gesundheits- und sozialpolitischen Herausforderung
entwickeln. Gegenwärtig werden jährlich rund 25'000 Demenz-Neuerkrankungen
registriert. Da Demenz nicht nur die Erkrankten selbst, sondern auch das familiäre
Umfeld und die in der Gesundheitsversorgung tätigen Fachpersonen betrifft, sieht sich
die Gesundheitspolitik mit vielerlei Aufgaben konfrontiert. Mit neun Zielformulierungen
soll die Strategie eine Sensibilisierung der Bevölkerung, die Förderung von
bedarfsgerechten, integrierten Angeboten, die Sicherstellung der Versorgungsqualität
und Fachkompetenz sowie die intensivierte Berücksichtigung in der
Versorgungsplanung erreichen. Die Weiterentwicklung zeitgemässer
Versorgungsangebote ist mitunter ein Ziel der gesundheitspolitischen Strategie
„Gesundheit2020“. Den Anstoss zu einer Demenzstrategie hatte das Parlament im März
2012 gegeben: Es überwies zwei Motionen, in denen Bund und Kantone aufgefordert
wurden, in Zusammenarbeit mit betroffenen Organisationen entsprechende Schritte zu
unternehmen. Die angedachte „nationale Strategie nichtübertragbare Krankheiten“
soll die Bewältigung von Krankheiten wie Krebs, Diabetes, Herz-Kreislauf-Störungen,
Atemwegs- oder Muskel-Skelett-Erkrankungen angehen. Diese verursachen nicht nur
viel Leid und schränken die Lebensqualität ein, sondern stellen auch das
Gesundheitswesen vor erhebliche finanzielle, strukturelle und personelle
Herausforderungen. Die Strategie soll die Kompetenzen der Bevölkerung im
Gesundheitsbereich verbessern sowie Rahmenbedingungen schaffen, die ein
gesünderes Verhalten ermöglichen. Innerhalb von drei Jahren soll den Kantonen und
dem Bundesrat ein Massnahmenpapier vorgelegt werden. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.11.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ende Mai wurden erste Projekte der Demenzstrategie 2014-2017 gestartet. Dabei
standen die Bereiche Diagnostik, Finanzierung und Verbesserung der Datenlage im
Fokus. Vier von insgesamt 18 geplanten Projekten wurden damit lanciert. Ein Projekt
„Sensibilisierung“ soll dazu beitragen, dass die Bevölkerung besser über
Demenzerkrankungen Informiert wird. Das Wissen über die Krankheit soll einerseits
besser verbreitet werden, andererseits soll ein vorurteilsfreier Umgang mit den
Erkrankten in der Bevölkerung breiter gefördert werden. Mit der Projektleitung wurde
die Schweizerische Alzheimervereinigung betraut. Das Projekt „Diagnostik“ soll frühe
Diagnosen ermöglichen. Rund 25‘000 Neuerkrankungen werden jährlich in der Schweiz
registriert und eine frühzeitige Diagnose ist für die Betroffenen und deren Angehörige
wichtig. Es hat sich aber gezeigt, dass weniger als die Hälfte der Menschen mit Demenz
über eine ärztliche Diagnose verfügt. Ein Netzwerk von Kompetenzzentren für
Diagnostik soll Abhilfe schaffen und die Qualität der Diagnostik soll damit verbessert
werden. Dieses Projekt wird vom Verein Swiss Memory Clinics, dem Centre Leenaards
de la Mémoire, dem Felix-Platterspital in Basel und der Schweizerischen Gesellschaft
für Alterspsychiatrie und -therapie gemeinsam geleitet. Mittels optimierter
Datenerhebung sollen Versorgungslücken besser erkannt werden können. Das Projekt
„Datenlage“ soll deswegen eine systematische Sammlung repräsentativer Daten zum
Thema Demenz forcieren. Das Bundesamt für Gesundheit gab eine Machbarkeitsstudie
für ein Versorgungsmonitoring in Auftrag, womit untersucht werden soll, welche Daten
zu Demenz und den Versorgungskosten erhoben werden können und wie diese zu
erheben sind. Ein Projekt „Finanzierung“ untersucht schliesslich, ob die
Versorgungsangebote für Demenzkranke in den bestehenden Finanzierungssystemen
angemessen abgebildet sind und so abgegolten werden, dass die betroffenen Personen
und ihre Angehörigen gut versorgt werden können. Zunächst soll die Finanzierung der
ambulanten Angebote und der Angebote zur Entlastung von Angehörigen untersucht
werden. Diese Massnahme wird von der Gesundheitsdirektorenkonferenz koordiniert. 2

ANDERES
DATUM: 27.05.2014
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Die von Bund und Kantonen getragene Nationale Demenzstrategie wurde im Herbst
2016 verlängert. Das ursprünglich auf 2017 terminierte Massnahmenprogramm sollte um
zwei Jahre verlängert werden und bis 2019 weitere Projekte ermöglichen. Angesichts
der demografischen Entwicklung und der prognostizierten Zunahme von
Demenzerkrankungen wurde diese Verlängerung von den beteiligten Partnern anlässlich
des „Dialogs Nationale Gesundheitspolitik” beschlossen. Weiterhin werden der Bund,
die Kantone und einzelne Verbände die Demenzstrategie gemeinsam tragen, wofür in
vier Handlungsfeldern 18 Massnahmen umgesetzt werden sollen. Neun Ziele wurden
ausgerufen, die auf diesem Weg erreicht werden sollten.
Es war aber nicht nur die zunehmende Zahl von älteren Menschen in der Schweiz, die
als Grund für die Programm-Verlängerung genannt wurde. In einem als
Standortbestimmung dienenden Bericht wurde ferner festgehalten, dass noch nicht alle
Projekte den geplanten Stand erreicht hätten und damit nicht bis Ende 2017 ihre
Wirkungen entfalten könnten. Es wurde im Bericht jedoch auf den Wert der
Demenzstrategie hingewiesen: Die gesundheitspolitische Bedeutung der Strategie sei
aus Sicht der Leistungserbringer und der Patientenorganisationen sehr hoch, so das
BAG. In der modifizierten Strategie wurden jedoch keine grösseren neuen Ziele gesetzt,
sondern der Schwerpunkt lag nach wie vor auf der Erreichung der bereits gefassten
Zielsetzungen. Laufende Arbeiten sollten beendet werden können und noch nicht
gestartete Projekte sollten lanciert werden, damit bis Ende 2019 die Instrumente für
eine bedarfsgerechte und qualitätsorientierte Versorgung von Demenzerkrankungen
vorliegen würden. 3

ANDERES
DATUM: 24.11.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Medienmitteilung BAG vom 21.11.13
2) Medienmitteilung BAG vom 27.5.14.
3) Bericht BAG vom 24.06.2016; Nationale Demenzstrategie 2014-2019
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